
 

  

S 11 AL 74/05

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Sozialgericht Aachen
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 11
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 11 AL 74/05
Datum 15.02.2006

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Der Bescheid vom 25.01.2005 in der Fassung des Bescheides vom 12.05.2005 und
des Widerspruchsbescheides vom 06.06.2005 wird hinsichtlich des Zeitraums vor
dem 25.01.2005 aufgehoben.

Im Ã�brigen wird die Klage abgewiesen.

Die Beklagte hat die Kosten der KlÃ¤gerin zu 2/3 zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darum, ob der Anspruch der KlÃ¤gerin auf Arbeitslosengeld
(Alg) in der Zeit vom 01.12.2004 bis 02.03.2005 wegen EntlassungsentschÃ¤digung
geruht hat und die Beklagte deswegen das fÃ¼r Dezember 2004 bereits gezahlte
Alg zurÃ¼ckfordern durfte.

Die am 00.00.1977 geborene KlÃ¤gerin arbeitete von 2000 bis zum 15.07.2004 im
Tankstellenbetrieb ihres Vaters und anschlieÃ�end bis zum 30.11.2004 im selben
Betrieb beim BetriebsÃ¼bernehmer H. Die maÃ�gebliche Frist fÃ¼r eine
arbeitgeberseitige KÃ¼ndigung betrug 6 Monate zum Monatsende. Mit Schreiben
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vom 28.08.2004 kÃ¼ndigte der Arbeitgeber das ArbeitsverhÃ¤ltnis zum 28.02.2005
mit der BegrÃ¼ndung, der Arbeitsplatz entfalle dauerhaft aufgrund interner
organisatorischer MaÃ�nahmen. Im anschlieÃ�enden KÃ¼ndigungsschutzverfahren
schlossen die KlÃ¤gerin und der Arbeitgeber vor dem Arbeitsgericht B (0 Ca
0000/00 d) einen Vergleich, in dem es u.a. heiÃ�t:

1.
Die Parteien sind sich darÃ¼ber einig, dass das zwischen ihnen bestehende
ArbeitsverhÃ¤ltnis auf Grund ordentlicher, arbeitgeberseitiger und
betriebsbedingter KÃ¼ndigung vom 28.08.2004 mit dem 28.02.2005 sein Ende
findet.

2.
Der Beklagte verpflichtet sich, an die KlÃ¤gerin als Ausgleich fÃ¼r den Verlust des
Arbeitsplatzes eine Abfindung im Sinne der Â§Â§ 9, 10 KSchG, Â§ 3 Ziffer 9 EStG in
HÃ¶he von 6.500,00 EUR ( â�¦) netto zu zahlen.

3.
Der KlÃ¤gerin bleibt vorbehalten, vorzeitig aus dem ArbeitsverhÃ¤ltnis
auszuscheiden, wobei sie dies dem Beklagten in schriftlicher Form ( â�¦) mitteilt.
FÃ¼r den Fall, dass die KlÃ¤gerin bis einschlieÃ�lich 30.11.2004 vorzeitig aus dem
ArbeitsverhÃ¤ltnis ausscheidet, verpflichtet sich der Beklagte Ã¼ber den gemÃ¤Ã�
Ziffer 2.) zu zahlenden Abfindungsbetrag hinaus eine weitere Abfindung in HÃ¶he
vom 2.000,00 Euro zu zahlen.

Am 25.11.2004 meldete sich die KlÃ¤gerin arbeitslos und beantragte Alg. Die
Beklagte bewilligte Alg ab dem 01.12.2004, wobei die Bewilligung der HÃ¶he nach
vorlÃ¤ufig erfolgte. Mit Bescheid vom 25.01.2005 hob sie sodann die Alg-
Bewilligung fÃ¼r die Zeit vom 01.12.2004 bis zum 02.03.2005 unter Hinweis auf die
vom Arbeitgeber erbrachte EntlassungsentschÃ¤digung auf und forderte das fÃ¼r
den Monat Dezember 2004 gezahlte Alg i.H.v. 905,84 Euro zurÃ¼ck. Ihren am
04.02.2005 erhobenen Widerspruch begrÃ¼ndete die KlÃ¤gerin damit, dass sie aus
gesundheitlichen GrÃ¼nden (insbesondere wegen ihrer Schwangerschaft) nicht
mehr in der Lage gewesen sei, die Arbeit an der Tankstelle zu verrichten. Auch habe
der Arbeitgeber Mobbing gegen sie betrieben. SchlieÃ�lich dÃ¼rfe die Abfindung
hÃ¶chstens i.H.v. 2000.- Euro angerechnet werden, denn nur dieser Betrag sei
wegen einer vorzeitigen Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses gezahlt worden.

Die Beklagte beschrÃ¤nkte den Ruhenszeitraum mit Bescheid vom 12.05.2005 auf
die Zeit bis zum 22.02.2005 und wies den Widerspruch im Ã�brigen mit Bescheid
vom 06.06.2005 zurÃ¼ck. Sie fÃ¼hrte aus, die KlÃ¤gerin habe erkennen kÃ¶nnen,
dass ihr bis zum 23.02.2005 kein Alg zustand.

Hiergegen richtet sich die am 06.07.2005 erhobene Klage.

Die KlÃ¤gerin fÃ¼hrt aus, es dÃ¼rfe nur diejenige Abfindung angerechnet werden,
die zur VerkÃ¼rzung der KÃ¼ndigungsfrist gefÃ¼hrt habe.
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Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Bescheid vom 25.01.2005 in der Fassung des Bescheides vom 12.05.2005 und
des Widerspruchsbescheides vom 06.06.2005 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihr Arbeitslosengeld ab dem 01.12.2004 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie bleibt bei ihrer Auffassung.

Zu den weiteren Einzelheiten wird auf die gewechselten SchriftsÃ¤tze und die
Ã¼brige Gerichtsakte, sowie die beigezogene Verwaltungsakte, deren wesentlicher
Inhalt Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen ist, verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Klage ist nur insoweit begrÃ¼ndet, als die Beklagte die Alg-
Bewilligung nicht auch fÃ¼r die Vergangenheit aufheben und erbrachtes Alg
zurÃ¼ckfordern durfte. Im Ã�brigen ist die Klage unbegrÃ¼ndet, denn der Alg-
Anspruch der KlÃ¤gerin hat in der Zeit vom 25.01.2005 bis zum 22.02.2005 geruht.

ErmÃ¤chtigungsgrundlage fÃ¼r die RÃ¼cknahme der vorhergehenden Alg-
Bewilligung ist Â§ 45 Sozialgesetzbuch â�� Zehntes Buch â��
Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz â�� (SGB X). Hiernach durfte die
Beklagte die Alg-Bewilligung nicht auch fÃ¼r die Vergangenheit (mit der Folge eines
Erstattungsanspruchs nach Â§ 50 SGB X) aufheben.

Der Umstand, dass die durch den angefochtenen Bescheid aufgehobene Alg-
Bewilligung ihrerseits nach Â§ 328 Sozialgesetzbuch â�� Drittes Buch â��
ArbeitsfÃ¶rderung â�� (SGB III) der HÃ¶he nach vorlÃ¤ufig erfolgt ist, berechtigt
nicht zur spÃ¤teren Aufhebung der Bewilligung ingesamt ohne Beachtung der
Schutzvorschriften in den Â§Â§ 44 ff. SGB X. Insbesondere stellt eine der HÃ¶he
nach vorlÃ¤ufige Bewilligung nicht die gesamte Bewilligungsentscheidung unter
eine Art unbegrenzten Aufhebungsvorbehalt. Diejeinigen
Leistungsvoraussetzungen, die bei Entscheidung Ã¼ber eine vorlÃ¤ufige
Bewilligung bereits als sicher gelten kÃ¶nnen, gelten inzident als endgÃ¼ltig
festgestellte Bestandteile der Entscheidung und eine Aufhebung ist insoweit nur
nach den Â§Â§ 44 ff. SGB X mÃ¶glich (Niesel, in: Niesel, SGB III, 3. Aufl., 2005, Rn. 7
m.w.N.). Es ist aber gerade Grundlage einer der HÃ¶he nach vorlÃ¤ufigen
Bewilligung, dass wÃ¤hrend des Bewilligungszeitraums kein Ruhenstatbestand
vorliegt, denn sonst dÃ¼rfte die Bewilligung weder vorlÃ¤ufig noch endgÃ¼ltig
erfolgen.

Die Beklagte durfte die Alg-Bewilligung jedoch fÃ¼r die Zukunft nach Â§ 45 Abs. 1
SGB X aufheben, denn die Bewilligung ist rechtswidrig erfolgt. Der Alg-Anspruch der
KlÃ¤gerin hat in der Zeit vom 01.12.2004 bis zum 22.02.2005 nach Â§ 143 a SGB III
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geruht.

Hat der Arbeitslose wegen der Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses eine
Abfindung, EntschÃ¤digung oder Ã¤hnliche Leistung (EntlassungsentschÃ¤digung)
erhalten und ist das ArbeitsverhÃ¤ltnis ohne Einhaltung einer der ordentlichen
KÃ¼ndigungsfrist des Arbeitgebers entsprechenden Frist beendet worden, so ruht
der Anspruch auf Alg gemÃ¤Ã� Â§ 143 a Abs. 1 Satz 1 SGB III von dem Ende des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses an bis zu dem Tage, an dem das ArbeitsverhÃ¤ltnis bei
Einhaltung dieser Frist geendet hÃ¤tte. Vorschriften Ã¼ber die VerkÃ¼rzung des
Ruhenszeitraums enthÃ¤lt Â§ 143 a Abs. 2 SGB III.

Es ist zwischen den Beteiligten unstreitig, dass die KlÃ¤gerin aufgrund des
arbeitsgerichtlichen Vergleiches von ihrem frÃ¼heren Arbeitgeber insgesamt
8.500.- Euro erhalten hat und dass das ArbeitsverhÃ¤ltnis ohne Einhaltung einer der
ordentlichen KÃ¼ndigungsfrist des Arbeitgebers entsprechenden Frist beendet
worden ist.

Die Abfindung ist auch wegen der Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses gezahlt
worden. Hieran Ã¤ndert der Umstand nichts, dass der vor dem Arbeitsgericht
abgeschlossene Vergleich ausdrÃ¼cklich den Betrag von 2000.- Euro fÃ¼r den Fall
der vorzeitigen Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses vorsieht, denn Â§ 143 a Abs.
1 Satz 1 SGB III lÃ¤sst es genÃ¼gen, wenn der Arbeitnehmer die entsprechende
Zahlung des Arbeitgebers ohne die KÃ¼ndigung nicht erhalten hÃ¤tte (DÃ¼e, in:
Niesel, a.a.O., Â§ 143 a, Rn. 12). Insbesondere setzt Â§ 143 a SGB nicht voraus,
dass die EntlassungsentschÃ¤digung gerade auf die Vorzeitigkeit der Beendigung
des ArbeitsverhÃ¤ltnisses (d.h. die Beendigung unter Nichtbeachtung einer der
ordentlichen KÃ¼ndigungsfrist des Arbeitgebers entsprechenden Frist)
zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist (BSG, Urteil vom 21.09.1995, 11 RAr 41/95, SozR 3, 4100 Â§
117 Nr. 12; DÃ¼e,a.a.O., Rn. 15).

An der Anwendung von Â§ 143 a SGB III Ã¤ndert auch die Tatsache nichts, dass die
Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses zum 30.11.2004 nicht Gegenstand der
ursprÃ¼nglichen arbeitgeberseitigen KÃ¼ndigung gewesen ist. Die tatsÃ¤chliche
Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses braucht nicht einmal auf genau demselben
Umstand zu beruhen wie die EntlassungsentschÃ¤digung. Es genÃ¼gt im Rahmen
von Â§ 143 a SGB III, wenn der Umstand, der auch zur Zahlung der
EntlassungsentschÃ¤digung gefÃ¼hrt hat, auslÃ¶sendes Element fÃ¼r eine
Entwicklung ist, die letztlich zur tatsÃ¤chlichen Beendigung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses fÃ¼hrt (BSG, SozR 3, 4100 Â§ 117 Nr. 5; DÃ¼e, a.a.O., Rn 21;
Gagel, in: Gagel, SGB III, Â§ 143 a, Rn. 30 b).

Auch der Verweis der KlÃ¤gerin auf ihre gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen
wÃ¤hrend der Schwangerschaft sowie auf das Verhalten des Arbeitgebers fÃ¼hrt zu
keinem anderen Ergebnis. Â§ 143 a SGB III ist â�� anders als insbesondere Â§ 144
SGB III â�� keine Sanktion fÃ¼r ein Fehlverhalten des Arbeitslosen, sondern soll
allein den Doppelbezug von Arbeitsentgelt und Alg ausschlieÃ�en. WÃ¤hrend
gesundheitliche GrÃ¼nde oder eine unzumutbare Situation am Arbeitsplatz u.U.
den Vorwurf eines Fehlverhaltens beseitigen kÃ¶nnen, sind sie jedoch kein Grund,
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den Arbeitslosen in den Genuss dieses gesetzlich grundsÃ¤tzlich ausgeschlossenen
Doppelbezugs kommen zu lassen. Dementsprechend hindern auch Schwangerschaft
und Mutterschutz die Anwendung von Â§ 143 a SGB III grundsÃ¤tzlich nicht
(Hessisches LSG, Urteil vom 02.06.2004, L 6 AL 898/01, juris). Dass der Arbeitgeber
berechtigt gewesen wÃ¤re, die KlÃ¤gerin auÃ�erordentlich zu kÃ¼ndigen (mit der
Folge des Â§ 143 a Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 SGB III) ist nicht dargetan.

Die zuletzt seitens der Beklagten vorgenommene Berechnung des Ruhenszeitraums
beruht auf Â§ 143 a Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 und Satz 3 SGB III. Berechnungsfehler sind
nicht gerÃ¼gt worden und dem Gericht auch nicht ersichtlich.

Die Beklagte durfte die Alg-Bewilligung indes nicht auch fÃ¼r die Vergangenheit
aufheben. Nach Â§ 45 Abs. 2 Satz 1 SGB X darf ein rechtswidriger begÃ¼nstigender
Verwaltungsakt nicht zurÃ¼ckgenommen werden, soweit der BegÃ¼nstigte auf den
Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat und sein Vertrauen schutzwÃ¼rdig ist.
Auf schutzwÃ¼rdiges Vertrauen kann sich der BegÃ¼nstigte nach Â§ 45 Abs. 2 Satz
3 SGB X u.a. dann nicht berufen, wenn er die Rechtswidrigkeit des
Verwaltungsaktes kannte oder infolge grober FahrlÃ¤ssigkeit nicht kannte. Die
(zutreffende) Rechtsauffassung der Beklagten kannte die KlÃ¤gerin vor Erlass des
Aufhebungsbescheides nicht. Sie musste sich der nicht rechtskundigen KlÃ¤gerin
auch nicht fÃ¶rmlich aufdrÃ¤ngen. Eine Nachforschungs- und Nachfragepflicht
besteht nur bei Offenkundigkeit des Fehlers. Hieran fehlt es jedoch, denn die
Rechtswidrigkeit der Alg-Bewilligung erschlieÃ�t sich erst nach genauerer
rechtlicher PrÃ¼fung. Auch das "Merkblatt 1 fÃ¼r Arbeitslose", das die KlÃ¤gerin
bei Arbeitslosmeldung von der Beklagten erhalten hatte, enthÃ¤lt keinen
entsprechenden Hinweis. Hier ist auf Seite 45 lediglich die Rede davon, auch eine
EntlassungsentschÃ¤digung kÃ¶nne zum Ruhen des Anspruchs fÃ¼hren, wenn der
Arbeitslose unkÃ¼ndbar war oder eine KÃ¼ndigungsfrist nicht eingehalten worden
ist. Zu weiteren Einzelheiten verweist das Merkblatt sodann auf das "Merkblatt 17",
dessen Erhalt der KlÃ¤gerin nicht nachgewiesen werden kann.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 15.05.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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